
Zur Verantwortung der Leitungen der Betriebe 
und Einrichtungen
Von wesentlicher Bedeutung für eine qualifiziertere 
Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im Strafverfahren 
ist die Erhöhung der Verantwortung der Leitungen der 
Betriebe und Einrichtungen. Die Änderung des § 102 
Abs. 3 StPO entspricht dem erreichten Stand des gesell­
schaftlichen Bewußtseins der Leitungen und Kollektive 
sowie der generellen Verantwortung der Leitungen für 
die Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit und 
einer vorbildlichen Ordnung und Sicherheit in ihren 
Bereichen.
Die Leitungen der Betriebe und Einrichtungen sind nach 
§ 102 Abs. 3 auf Ersuchen des Staatsanwalts oder des 
Untersuchungsorgans verpflichtet, für die Beratung 
eines Kollektivs aus dem Lebensbereich des Beschuldig­
ten und die Beauftragung eines Kollektivvertreters zur 
Mitwirkung an der gerichtlichen Hauptverhandlung zu 
sorgen. Zu ihren Pflichten gehört es ferner, das Kollek­
tiv in der Beratung auf die Möglichkeit der Übernahme 
einer Bürgschaft und auf die gesetzlichen Voraussetzun­
gen der Beauftragung eines gesellschaftlichen Anklä­
gers oder eines gesellschaftlichen Verteidigers hinzu wei­
sen. Damit haben diese Leitungen eine hohe Verant­
wortung für die Durchführung von qualifizierten Be­
ratungen in den Kollektiven und die Vermittlung der 
notwendigen Informationen. Beides sind entscheidende 
Voraussetzungen, um den Kollektiven die Herausarbei­
tung fundierter Standpunkte zur Straftat und zur Täter­
persönlichkeit sowie zur Beauftragung eines Kollektiv­
vertreters oder eines anderen gesellschaftlichen Beauf­
tragten zur Mitwirkung an der gerichtlichen Hauptver­
handlung zu ermöglichen.
Die Leitungen haben zu gewährleisten, daß über die 
Beratung des Kollektivs, die Beauftragung eines Kollek­
tivvertreters, eines gesellschaftlichen Anklägers oder 
gesellschaftlichen Verteidigers, die Übernahme einer 
Bürgschaft oder über die Gründe für den Verzicht auf 
die Beauftragung eines Kollektivvertreters ein Protokoll 
angefertigt wird (§ 102 Abs. 3). Dieses Protokoll haben 
sie, damit keine Verzögerung in der Durchführung des 
Verfahrens eintritt, unverzüglich dem Untersuchungs­
organ oder dem Staatsanwalt zu übermitteln, die es zu 
den Akten nehmen.
Im Gesetz ist eindeutig geregelt, daß das Protokoll über 
Verlauf und Ergebnisse der Kollektivberatung in jedem 
Fall noch während des Ermittlungsverfahrens zu den 
Akten zu nehmen ist. Dem Staatsanwalt ist es dadurch 
ohne Ausnahme möglich, die Auffassung des Kollektivs 
bei seinen Entscheidungen gemäß § 147 StPO zu berück­
sichtigen.

Zur Möglichkeit des Verzichts
auf die Beauftragung eines Kollektivvertreters
Die StPO orientiert darauf, daß in der Regel ein Kol­
lektivvertreter zur Mitwirkung an der gerichtlichen 
Hauptverhandlung beauftragt werden soll. In besonde­
ren Fällen hat jedoch das Kollektiv gemäß § 102 Abs. 3 
Satz 3 StPO die Möglichkeit, auf die Beauftragung eines 
Kollektivvertreters zu verzichten, „wenn es seine Mit­
wirkung aus wichtigen Gründen nicht für erforderlich 
hält“. Solche wichtigen Gründe können z. B. vorliegen,
— wenn der Beschuldigte erst kurze Zeit im Betrieb 

arbeitet und das Kollektiv deshalb nicht zur Auf­
klärung der Straftat, ihrer Ursachen und Bedingun­
gen und der Persönlichkeit des Beschuldigten bei­
tragen kann und wenn nach Abschluß des Verfah­
rens auch keine gesellschaftlich-erzieherische Ein­
wirkung auf den Beschuldigten erforderlich zu sein 
scheint, oder

— wenn sich das Kollektiv mit dem Beschuldigten be­

reits wegen früherer Straftaten auseinandergesetzt 
hat, deshalb keine neuen Gesichtspunkte zu seiner 
Person und zur Straffälligkeit Vorbringen kann und 
gesellschaftlich-erzieherische Maßnahmen des Kol­
lektivs keinen Erfolg versprechen.

In diesen Fällen würde die Beauftragung eines Kollek­
tivvertreters und seine Teilnahme an der Hauptver­
handlung nur eine formale Ausübung des Rechts auf 
Mitwirkung darstellen.
Es sei ausdrücklich hervorgehoben, daß sich die Mög­
lichkeit des Verzichts nur auf die Beauftragung eines 
Kollektivvertreters, nicht dagegen auf die Beratung 
durch das Kollektiv selbst bezieht.

Pflichten des Staatsanwalts und 
des Untersuchungsorgans zur Gewährleistung 
der differenzierten Mitwirkung der Bürger 
am Strafverfahren

Besteht der hinreichende Verdacht einer Straftat und 
ist ein gerichtliches Hauptverfahren zu erwarten, dann 
hat der Staatsanwalt oder das Untersuchungsorgan — so­
bald der Stand der Ermittlungen es gestattet — die Lei­
tung des Betriebes oder der Einrichtung, in deren Ver­
antwortungsbereich der Beschuldigte arbeitet, über den 
Verdacht der Straftat zu informieren (§ 102 Abs. 2) und 
sie zu ersuchen, für die Beratung eines Kollektivs aus 
dem Lebensbereich des Beschuldigten und für die Be­
auftragung eines Kollektivvertreters Sorge zu tragen 
(§ 102 Abs. 3). Das Ersuchen soll im frühestmöglichen 
Stadium des Ermittlungsverfahrens an die Leitungen 
gerichtet werden, um von vornherein Verzögerungen bei 
der Verfahrensbearbeitung zu vermeiden. Von diesem 
Ersuchen dürfen Staatsanwalt und Untersuchungsorgan 
jedoch aus wichtigen Gründen Abstand nehmen (§ 102 
Abs. 5). Solche wichtigen Gründe können z. B. gegeben 
sein, wenn
— die Gewährleistung der Sicherheit des Staates oder 

die Notwendigkeit der Geheimhaltung bestimmter 
Tatsachen eine öffentliche Verhandlung der Straf­
sache nicht zulassen (§ 211 Abs. 3 StPO);

— die Erziehung Jugendlicher dadurch gefährdet wer­
den kann;

— ein Bekanntwerden der Straftat in der Öffentlichkeit 
nicht im Interesse der Gesellschaft und des Geschä­
digten liegt (z. B. bei bestimmten Sexualdelikten);

— die Person des Beschuldigten unter Berücksichtigung 
der konkreten Straftat eine Behandlung der Sache 
in der Öffentlichkeit nicht ratsam erscheinen läßt 
(z. B. bei sensiblen Jugendlichen und alten Bürgern);

— das Ansehen des Beschuldigten unverhältnismäßig 
leiden würde (z. B. bei einem großen Widerspruch 
zwischen seinem bisherigen vorbildlichen Leben und 
einer relativ geringfügigen Straftat) .77/

Außerdem kommen für die Abstandnahme von einem 
Ersuchen nach § 102 Abs. 5 auch die Gründe in Betracht, 
die zum Verzicht des Kollektivs auf die Beauftragung 
eines Kollektivvertreters führen können. Vom Ersuchen 
ist ferner Abstand zu nehmen, wenn die Übergabe der 
Sache an ein gesellschaftliches Gericht erfolgen soll oder 
wenn der Staatsanwalt den Erlaß eines Strafbefehls für 
erforderlich hält.
Die Gründe für die Abstandnahme müssen aktenkundig 
gemacht werden, damit sie jederzeit nachprüfbar 
sind.
Die Leitungen der Betriebe und Einrichtungen können 
ihre höhere Verantwortung für die Gewährleistung 
einer differenzierten Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte nur dann realisieren, wenn sie vom Staatsanwalt
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